Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


DtM BiliHleslag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz {Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz) vom 27. Juli 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 523) wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die zuständigen obersten Landesbehörden 
haben dafür zu sorgen, daß die Wohnungsuchen- 
den mit geringem Einkommen in ausreichendem 
Maße mit Wohnraum zu tragbarer Miete oder 
Belastung versorgt werden. Als Wohnung- 
suchende mit geringem Einkommen gelten die- 
jenigen, deren Jahrseinkommen 

a) bei Alleinstehenden den Betrag von 
2400 Deutsche Mark, 

b) bei Familien mit zwei Familienmitglie- 
dern den Betrag von 3600 Deutsche 
Mark zuzüglich 1800 Deutsche Mark 
für jeden weiteren zur Familie rech- 
nenden Angehörigen 

nicht übersteigt. Bei der Ermittlung des Jahres- 
einkommens sind die Jahreseinkommen des 
Wohnungsuchenden und der zur Familie rech- 
nenden Angehörigen zusammenzurechnen. 

(2) Den Wohnungsuchenden mit geringem Ein- 
kommen stehen kinderreiche Familien, Schwer- 
kriegsbeschädigte und Kriegerwitwen mit Kin- 
dern gleich, wenn das Jahreseinkommen die in 
§ 25 bestimmte Grenze nicht übersteigt. Zugun- 


sten dieser Personenkreise finden die zugunsten 
der Wohnungsuchenden mit geringem Einkom- 
men geltenden Vorschriften Anwendung." 

I 2. § 45 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird dem Bauherrn eines Familienheims 
I in der Form des Eigenheims oder der Eigensied- 
' lung, der mehr als zwei Kinder hat, ein der nach- 
I stelligen Finanzierung dienendes öffentliches 

i Baudarlehen bewilligt, so ist ihm auf Antrag ein 
I zusätzliches Öffentliches Baudarlehen (Familien- 

zusatzdarlehen) zu bewilligen. Das Familienzu- 
satzdarlehen beträgt 2500 Deutsche Mark für das 
zweite und jedes weitere Kind und ist zinslos 
und zu einem Tilgungssatz von höchstens 2 vom 
Hundert zu gewähren. Zu berücksichtigen sind 
diejenigen Kinder, für die dem Bauherrn Kinder- 
I ermäßigung nach § 32 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 oder 
§ 39 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes zusteht oder gewährt wird." 

i 

i A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 18. Januar 1961 


Dr. Krone und Fraktion 


überwiesen in der 138. Plenarsitzung am 18. Januar 1961 an den Ausschuß für Wohnungswesen, Baih und 
Bodenrcchf (federführend) und an den Haiishaltsausschuß (mitherafend). 
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